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Vorwort 

Im September 1991 beauftragte der Bundesminister für Raumordnung, Bauwe-

sen und Städtebau das ifo Institut, ein Gutachten mit dem Titel "Wirtschaftlichkeit 

und Auswirkungen verschiedener Instrumente zur Minderung des CO2-Ausstoßes 

auf die Wohnungsversorgung" durchzuführen. Im Rahmen der anhaltenden KIi-

maschutz-Diskussionen wurden bis dahin vorrangig ökonomische Fragen der 

bundesdeutschen Wirtschaft und deren internationaler Konkurrenzfähigkeit be-

rücksichtigt, jedoch weniger die ökonomischen und sozialen Probleme der priva-

ten Haushalte. Die Einkommensverwendungsseite privater Budgets wird jedoch 

durch Klimaschutzmaßnahmen ganz entschieden getroffen - was natürlich über 

den volkswirtschaftlichen Kreislauf sowohl Staat als auch Wirtschaft tangiert -. 

Das Forschungsprojekt sollte einen wesentlichen Teil des privaten Lebensbe-

reichs, nämlich die Wohnungsversorgung, auf seine Belastbarkeit durch umwelt-

politische Maßnahmen überprüfen und den Einfluß emissionssenkender Politik 

auf die deutschen Wohnungsmärkte analysieren. Die Ergebnisse der Analysen 

zeigen, daß eine wohnungspolitische Beurteilung umweltschützender Effekte, bei 

zugestandener Relevanz des Klimaschutzes, in eine Entscheidungsfindung effek-

tiver Maßnahmen unbedingt miteinbezogen werden sollte. 

Im Verlauf der Arbeiten an dem hiermit vorgelegten Gutachten wurde im Mai 

1992 ein Expertengespräch durchgeführt, das in der Diskussion zweier 

Zwischenberichte des ifo Instituts mit Spezialisten aus Verbänden, öffentlicher 

Hand und Forschung zur Klärung einiger Fragen beigetragen hat. (Liste der 

teilnehmenden Experten im Anhang.) Allerdings blieb die schwierigste Frage des 

Projekts, nämlich die nach der Reaktion der Wohnungsanbieter auf verschiedene 

umweltpolitische Maßnahmen, auch in dieser Expertenrunde unbeantwortet (vgl. 

auch Kap.1). Darüber hinaus wurden eine ganze Reihe von Einzelgesprächen 

geführt, deren Ergebnisse in die Studie eingeflossen sind. Hervorzuheben sind 

in diesem Zusammenhang Frau Dr. Riemer vom Berliner Büro des Gesamtver-
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bandes der Wohnungswirtschaft und Herr Gierth vom Zentralverband der Haus-, 

Wohnungs- und Grundeigentümer. Herr Nienhaus vom Katholischen Siedlungs-

dienst schließlich hat die Problematik CO2-reduzierender Maßnahmen im sozialen 

Mietwohnungsbau behandelt; Teile seiner Ausarbeitung sind direkt in das Kapitel 

5 übernommen worden. Herr Bruus-Jensen vom Forschungsinstitut für Wärme-

schutz München berechnete die Kosten verschiedener energiesparender Maß-

nahmen im Wohnungsbestand. Allen beratenden, informierenden und zuarbeiten-

den Experten sagen wir unseren Dank. 

München, September 1993 

Prof. Dr. Karl Heinrich Oppenländer 

Präsident 

des ifo Instituts für Wirtschaftsforschung 
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Zusammenfassung 





Die folgende Zusammenfassung der Gutachten-Ergebnisse gliedert sich nach 

dem Aufbau des Abschlußberichts. Dementsprechend folgt die Nummerierung 

der einzelnen Abschnitte der Zusammenfassung der Nummerierung der Kapitel 

des Berichts. Zur Vertiefung der hier vermittelten Informationen und Daten kann 

also direkt auf das benötigte Hintergrundmaterial zugegriffen werden. 

1. Die Bundesregierung will bis zum Jahr 2005 den durch Raumheizung im 

Wohnungsbestand verursachten CO2-Ausstoß - bezogen auf das Emissionsvolu-

men des Jahres 1987 - um 40 % in den alten und um mehr als 50 % in den neu-

en Bundesländern verringern. CO2-senkende Investitionen im Neubau und vor 

allem im Wohnungsbestand verursachen Kosten, die durch die erzielte Energie-

einsparung nicht gedeckt werden. Insofern haben sie Auswirkungen auf die 

Wohnungsmärkte und die Wohnungsversorgung der Haushalte. 

Das vorgelegte Gutachten soll deshalb eine mehrschichtige Frage beantworten: 

- Mit welchen umweltpolitischen Maßnahmen lassen sich die CO2-Reduk-

tionsziele erreichen? 

- Welche Auswirkungen auf die Wohnungsversorgung entstehen durch diese 

Umweltpolitik? 

- Welche Abstimmung zwischen Umwelt- und Wohnungspolitik ist notwendig, 

um in beiden Bereichen einen möglichst hohen Zielerreichungsgrad zu realisie-

ren? 

2. Der CO2-Ausstoß durch Wohnraumbeheizung wird im Jahr 2005 in den alten 

Bundesländern 133,8 Mio.t betragen und muß zur Zielerreichung auf 79 Mio.t 

gesenkt werden. In den neuen Bundesländern muß dem umweltpolitischen Ziel 

entsprechend eine Reduzierung von 50 Mio.t auf 26,7 Mio.t erfolgen. 

Generell sind investive Maßnahmen erforderlich, um eine dauerhafte Absenkung 

der CO2-Emissionen zu erzielen; autonome oder energiepreisinduzierte Verhal-
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tensänderungen dürften allenfalls in den neuen Bundesländern und in finanil-

schwachen Bevölkerungsgruppen noch eine Rolle spielen. Den größten Beitr9@l 
zur CO2-Reduktion muß der Wohnungsbestand liefern. Beratungsleistungen sincI 

dabei eine wichtige Voraussetzung dafür, möglichst wirtschaftlich und im Rah-

men eines Gebäude-bezogenen Konzepts vorzugehen. 

Die Mehraufwendungen für deutliche Verbesserungen des baulichen Wärme-

schutzes im Neubau werden bei etwa 2 bis 5 % der Gebäudekosten liegen; die 

dadurch verursachten Einsparungen an Energiekosten führen zu einer reialW 

schnellen Amortisation. Die Investitionskosten im Wohnungsbestand sind je nach 
Baujahr und Gebäudegröße unterschiedlich hoch. Abgesehen von Maßnahmen 

an der Heizungsanlage werden sie durch die Energiekosteneinsparung im all-

gemeinen nicht aufgewogen. 

Um eine Durchführung der erwünschten Investitionen zu erreichen, kann eine 

ganze Reihe politischer Maßnahmen eingesetzt werden. Folgende vier Instrumen-

te wurden für die Quantifizierung ihrer Auswirkungen auf die Wohnungsmärlde 

ausgewählt: 

- CO2-Abgabe, 

- Energiesteuer, 

- bindende gesetzliche Vorschriften zur Einhaltung bestimmter 002-

Obergrenzen, 

- staatliche Förderung durch einen Investitionszuschuß. 

Alte Bundesländer 

3. Im folgenden werden zunächst die Reaktionen der Wohnungsanbieter auf die 

vier ausgewählten politischen Instrumentegeschätzt. Danach wird die Reaktion 

der Wohnungsnachfrage auf veränderte Angebotsbedingungen analysiert und 

die daraus abgeleitete, ebenfalls veränderte Wohnungsversorgung einer weh-

nungspolitischen Beurteilung unterzogen: Der Komplexität der Wohnungsmärlde 
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entsprechend sind Anbieter und Nachfrager in Gruppen differenziert, die von 

unterschiedlichen Faktoren beeinflußt werden. 

4. Nicht preisgebundene Mietwohnungen Im Bestand: Wohnungseigentümer 

und Wohnungsnutzer fallen auseinander. Auf der einen Seite begünstigen das 

Vergleichsmietensystem wie auch die übliche Mietvertragsgestaltung die Über-

wälzung erhöhter Heizkosten, auf der anderen Seite behindert das Mietrecht die 

Umlage der Kosten energiesparender Investitionen auf die Mieter nicht (abgese-

hen von den sogenannten Wucherparagraphen). Nicht-Investition beeinträchtigt 

den Vermieter kaum; die Durchführung einer Investition ist jedoch rentierlich. 

4.1 Gewerbliche Vermieter (10 % des nicht preisgebundenen Bestands) treffen 

ihre Entscheidung in erster Linie in Abhängigkeit von ökonomischen Überlegun-

gen; sie investieren nur dann, wenn die Kosten voll überwälzbar sind. Je nach 

umweltpolitischem Instrument werden gewerbliche Vermieter bis zum Jahr 2005 

in 60 % (Energiesteuer) bis 90 % (bindende Vorschrift) ihres Wohnungsbestan-

des zwecks Energieeinsparung investieren. Die Investitionsbereitschaft ist allge-

mein vorhanden, auch aus Gründen der Konkurrenzfähigkeit und langfristigen 

Vermietbarkeit. Einschränkend wirken vor allem der kurze Zeitraum {Instandhal-

tungszyklen) und unternehmensspezifische Ökonomische Gegebenheiten. 

4.2 Private Mietwohnungseigentümer (90 % des nicht preisgebundenen Be-

stands) bilden eine sehr heterogene Gruppe und machen ihre Investitionsent-

scheidungen in einem wesentlich höheren Maße von außerökonomischen Ein-

flüssen abhängig. Es ist anzunehmen, daß die Energiesparaktivitäten alter Ver-

mieter und solcher mit niedrigem Einkommen sehr begrenzt sind (z.T. Desinvesti-

tionsphase). Ist eine professionelle Verwaltung für die Mietwohnung eingeschal-

tet, nimmt die Wahrscheinlichkeit für die Durchführung einer Investition zu. Unter 

Einbezug der vielschichtigen außerÖkonomischen Faktoren, besonders bei lang-

jährigen Mietverhältnissen, wurde unterstellt, daß, abge~ehen von der bindenden 

Vorschrift (SS % Investition), alle umweltpolitischen Maßnahmen weniger effektiv 

XXIII 


